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383/A,B. 
zu 339/J 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

des Bundesministers für soziale Verwaltung Pro k s c h 

auf die Anfrage der Abgeordneten Rosa We b e r und Genossen, 

betreffend Bericht der OECD über das Arbeitskräfteproblem in Österreich. 

-.-.-.-.-.-.-

Frage 1: . Welche Konsequenzen wären aus dem Berich~ der OECD über die 
Aibei.t.skr.äfteprobleme und die Arbei tskräftepoli tik in Osterreich zu ziehen? 

Die Konsequenzen" die aus· dem OECD .. Bericht .. zu;·.ziehen sind, sind von 

zweierlei Art. Zunächst ist durch-den-Berichtneuerlich die Notwendigkeit 

deutlich gemacht worden, bei wirtschaftspolitischen.Entscheidungen stets 

die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt in Rechnung. zu stellen. Das folgt 

eigentlich schon aus dem Gebot der-Wirtschaftlichkeit; denn seit die Ar­

bei tskraft als ein. knapper, Produktionsf.aktor _ erkann t is t, von dessen rich­

tigemEinsatz es weitgehend.abhängt, in welchem. Grad die Steigerung des 

wirtscilaftlichen Wachstums gelingt ,. ist es. nicht mehr zulässig~, die rich­

tigeAusnützung dieses entscheidenden Produktions faktors einfach dem Zufall 

zu überlassen. Die Wirtschaftspolitik muß sich deshalb darum bemühen, die 

EntwiC'klung in eine Richtung zu lenken, die die bessere Ausnützung des Ar­

beitskräftepotentials.fördert. Sie muß nach. Möglichkeit alles vermeiden, 

was dazu.beitragen.könnte, Arbeitslosigkeit herbeizufüJiren, den Erwerb der 

richtigen Qualifikationen oder die wirtschaftliche Erschließung eines be­

stimmten Gebietes zu erschweren. Das bedeutet, daß die Politik zum Aus­

gleich von Schwankungen im konjunktureJlen wie im jahreszeitlichen Zyklus 

ebenso bewußt als Mittel des vollständigen und gleichmäßigen Einsatzes der 

Arbeitskräfte betrieben werden müßte. Das bedeutet aber auch, daß ein 

regionalpolitisches Konzept nach dem Grundsatz zu erarbeiten ist, daß die 

Regionalpolitik eine Angleichung der praktischen Möglichkeiten, seine 

Arbeitskraft zu verwerten, an die entwickelten Gebiete brin~en soll. 

Eine Konsequenz in anderer Hinsicht bezieht sich auf die Notwendig­

keit beruflicher und geographischer Bew~glichkeit der Arbeitskräfte, ohne 

die eine Anpassung der Arbeitskxäfte an die sich ständig wandelnden Not­

wendigkeiten der Wirtschaft und damit eine optimale Ausnützung des Arbeits­

kräftepotentials nicht möglich ist. Deshalb ist die Neuordnung der Berufs­

ausbildung unter diesem Gesichtspunkt ebenso notwendig wie die Vorsorge 

dafür, daß Arbeitnehmer ihren Wohnsitz j~chseln können, wenn dies erfor-
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derlieh wird. Und - eine weitere Konsequenz - daß man auch bereit sein 

muß, das Geld,das alles dasnatürlich·kostet, in dem Bewußtsein auszu­

geben, damit nicht Luxus-Fürsorge zu betreiben, sondern in die Arbeits­

kraft zu investieren und damit eine Steigerung des Wohlstandes für die Zu­

kunft zu ermöglichen. 

Das ändertcnichts·daran, daß eine solche Wirtschaftspolitik zugleich 

die.beste Sozialpolitik ist. Denn, indem der Wirtschaft eine einsatz fähige 

Arbeitskraft erhalten wird, wird auch dem einzelnen, für den früher einmal 

die Arbeitslosenunterstützung der Weisheit.letzter Schluß war, auf viel 

wirkungsvollere Weise geholfen. _ 

Dasist.aber nur die eine Seite der Konsequenz. Die andere liegt 

darin, ·daß wir unseren technischen Apparat der neuformulierten Rolle der 

Arbeitskraft anpassen. Einerseits muß dieser Apparat seine Aufgabe darin 

sehen - und auch die Möglichkeiten dazu haben -, den Prozeß der ständigen 

Anpassung in seinen.Folgen für die Hauptbetroffenen - die Arbeitskräfte -

in jedem Einzelfall möglichst zu mildern und ihn dadurch oft überh~upt 

erst realisierbar zu machen. Andererseits muß er alles aufbieten, um Fehl­

entwicklungen zu ~erhindern.und_Entwicklungshem~ungen zu lösen. Diese 

technische Adaptierung, für die der Bericht detaillierte Vorschläge ent­

hält, umfaßt einen weiten Bereich. Sie reicht von der Gestaltung der Ar­

beitsmarktveN§Itung nach dem Grundsatz, daß der Staatsbürger, der sie in 

Anspruch rtimmt,als Kunde zu betrachten und zu behandeln is~· über die An­

jassung der Dienststunden an die heute bestehenden Notwendigkeiten bis zur 

Org~nisationvon Sonderdiensten und speziellen Arrangements, wie beispiels­

weise Kindergärten, die Müttern wenigstens die Annahme einer Halbtags­

arbei t ermöglichen. Auch in diesem Zusam::enhang wird es unter Umständen 

notwendig werden, ungewohnte, weil bisher von der Arbeitsmarktverwaltung 

nicht a\1sgeübte TätiGkeiten und Aufgaben unter einem neuen GesichtspunKt 

zu sehen. 

Frage 2: Decken sich die Konsequenzen mit den in Österreich vorhan­
denen Vorstellungen über diese Fragen? 

Die Konsequenzen, die der Bericht zieht, decken sich jedenfalls weit­

geh~nd mit meinen Vorstellungen~ Ich habe bereits im Sommer 1962 dem 

Ministerrat ein arbeitsmarktpolitisches Konzept vorgelegt, das Vorschläge 

zu den meisten der von der OECD aufgegriffenen Probleme enthalten hat, und 

ich habe - nach ausführlichen Beratungen mit den interessierten Minister~en 

und den Vertretern der Dienstgeber und Dienstnehmer - einen Teil dieser 

Vorschläge in Gesetzesform dem Ministerrat vorgelegt. Diese Entwürfe - das 
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Arbeitsvermittlungsgesetz und die arbeitsmarktpolitische Novelle zum 

Arbeitslosenversicherun[;sgesetz -, hä t ten ·ausgereicht, nicht nur für die 

wichtigsten Fragen des-Arbeitsmarktes-endlich-eine·~sterreichische Rege­

lung zu --schaffen," sondern auch die -Le&i tim-3. tion ·der -Arbei tsmarktverwal tung 

zu all den Tätigkeiten,-die-eine moderen Arbeitsmarktverwaltung nach Ansicht 

des OECD-Berichtes erfüllen ,muß, außer Zweifel zustellen. Meine Vorschläge 

sind-~enbeteiligtenStellenauch in dieser konkreten Form seit mehr als 

eineinhalb Jahrenbekannto"Hätten sie damals ihre Zustimmung get,'eben, hätte 

kein Anlaß für die OECD-Experten bestanden, an Österreich so harte Kritik 

zu üben, wie sie dies unter den gegebenen Umständen tun mußten. 

Frage 3: Wurden bereits, Schritte im Sinne des Berichtes unternommen? 

Die-ähnliche-Beurteiiung der Situation der österreichischen Arbeits­

marktpolitik und der daraus zuziehenden Konsequenzen durch die OECD-Ex­

perten und mich zeigt sich auch darin, daß ich bereits vor Abfassune des 

Berichtes veranlaßthabe,.unter Ausschöpfungder bestehend~n gesetzlichen 

Grundlagen die Tätigkeit der Arbeitsmarktverwaltung zu aktivieren. Schon 

1957 harbe-ich, da in der, damaligen Situation Haßnahmen auf dem Gebiet der 

Regionalpolitikv~rdringlich.waren, den Informationsdienst für Betriebs­

gründungen im Bundesministerium für soziale Verwaltung eingerichtet, der 

inzwischen-an der, Schaffung von mehr als 14.000 Dauerarbeitsplätzen in 

Entwicklungsgebieten mitgewirkt hat. 

Seither hat die.Entwicklung besondere Dienste der Arbeitsmarktver­

wal tung auf, ande ,'en Gebieten notwendig gemacht. Um den Bedarf an kurz­

fristig benötigten,Kräften leichte4decken zu können,. wurde in Wien ein 

Schnelldienst eingericHet._Andererseits sorgen Telefondienste und Abend­

sprechstunden in Wien und.Linz_dafür,_daß der Weg zum Arbeitsamt und 

damit.zu.besserer_Harktübersicht,und billigerer Beratung über die beste­

henden H~g,lichkei ten, auch tatsächlich jedem offen steht. Eine Ausnützung 

a+ler, Möglichkei t,en, _ die" die, geltenden aus delil deutschen Recht stammenden 

Vorschriften hinsic,htlich der, Schulung bieten, trägt ebenso wie der,troß­

zügigere und unter die j_m Bericht zum Ausdruck gebrachten Gesichtspunkte 

gestellte Einsatz der Produktiven Arbeit~losenfürsorge schon jetzt dazu 

bei, die Erkenntnisse des Berichtes bis an die Grenzen des innerhalb der 

geltenden gesetzlichen Vorschriften Zulässigen zu verwirklichen. 

Auch der Auffassung des Berichtes, daß durch Werbung für die Inan­

spruchnahme der Arbeitsmarktverwaltung die volle, Ausnützung der dem 

Arbeitsuchenden ebenso wie dem Dienstgeber offenstehenden Möglichkeiten 
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sichergestellt werden muß, wurde bereits Rechnung getragen. Durch direkte 

Hinweise auf die Dienste der.Arbeitsääter-wird-die.Öffentlichkeit ebenso 

auf-diese Einrichtung hingewiesen-wie durch-eine enge Zusammenarbeit mit 

Pr.esse, Rundfunk und·- Fernse,hen· und ständige.- Informa tion über alle Tätig­

keitenund Pro~leme der Arbeitsmarktverwaltung. Einige Beispiele der jüng­

sten Zeit verdeutlichen, was aktive Arbeitsmarktpolitik bedeutet. 

Die Fluktuation der Arbeitskräfte·kann Arbeißau~älle verursachen, 

auch wenn es sich um gesunde strukturelle Anpassungen handelt. Es ist eine 

wesentliche Aufgabe der Arbeitsämter, diese Ausfälle in möglichst engen 

Grenczen zu haI ten. Dies setzt - rasche und gute Vermit tlungsmöglichkei ten 

voraus. 

Die Wiener Bauwirtschaft zeigte daher. arbei ts"arktpoli tisches Ver­

ständnis, . als. sie· bean tragte, daß für Vvochenendarbei tspla tzwechsler außer­

halb.der.normalen Dienststunden vermittelt.werden solle. Diesem Wunsche 

kamen die Landesarbeitsämter gerne entgegen. 

Dies ist ein-Beispiel für gute und effektive Zusammenarbeit zwischen 

Wirtschaft-und Arbeitsämtern. Andere sind Büroschnelldienste, Messearbeits­

ämter, Betriebsberatungin allen Personal- und Standortangelegehheiten, 

vor allem in Fragen der Personal verteilung etc. 

So erfreulich die zunehmende Kooperation zwischen Betrieben und 

Arbeitsämtern ist, gibt es gerade auf diesem Gebiet noch manches zu ver­

bessern, was.nicht.nur auf.Seiten der Arbeitsämter liegt. Im OECD~Raum 

werden in vielen· Ländern effektive "Frühwarnsysteme" gehandhabt. Sie haben 

die Funktion, größer,e Veränderupgen auf dem Arbeitsmarkt den Arbeitsämtern 

möglichst früh zur Kenntnis zu bringen. Das setzt natürlich das Vertrauen 

der Wirtschaft voraus. 

Der bekannte Fall der Arland Papier- und Zellstoff-Fabriken CRech-

berg und Andritz) war in den Anfangsstadien bedauerlicherweise das Muster 

einer schlec:'h ten Kooperation. Die Arbei tsämter wurden Liberhaup.t nicht von 

den Absichten der Un ternehm~slei tung ~ nformiert. Die erforderlichen arbei ts­

marktpolitischen Maßnahmen konnten daher erst relativ spät zu einer Beru­

higung der Situation beitragen. Trotzdem oder gerade deswegen kann dieser 

F~ll bescnders deutlich den Sinn einer aktiven Arbeitsmarktpolitik demon­

strie:een:. Zeitgewinn für gesunde Maßnahmen; Vorbereitung und Durchführung 

von Appas:::;ungsmaßnahmen, ohne die BLirde dieser Anpassung auf die Schultern 

der Arbeiter und Angestellten zu laden. Die Produktive Arbeitslosenfjirsorge 

konnte hier n~chdrücklich eingesetzt werden, sozialen Notstand für hundert~ 

Familien, für ein ganzes Tal an der Gren06 abzuwenden urid volkswirtschaft-
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liehe Verluste (auch Verluste an Einnahmen fUr die ~ffentlichen Haushalie)' 

zu vermeiden. Hier wirddeutJich, daß ~ich der Aufwand fUr eine aktive 

Arbeitsmarktpolitik volkswirtschaftlichjaberauch vom Standpunkt der Ar­

beitslosenversicherung rentiert. Leider k~hnen diese Zusammenhänge nic~t 

immer so klar rechnerisch nachgewiesen werden, aber sie gelten natUrlieh 

fUr alle Maßnahmen-einer aktiven Ärbeitsmarktpolitik. 

Durch Förderungen des gesamten Anpassungsmachanismus auf dem Arbeits­

markt, d.h. durch aktive Arbeitsmarktpolitik auf dem. Gebiete der Beweg­

lichkeit der Arbeitskräfte und gleichzeitige Förderung der Schaffung von 

Dauerarbeitsplätzen in betroffenen Gebieten,. konnte die n~tige strukturelle 

Anpassung im Kohlenbergbau GrUnbach erleichtert werden. Den Arbeitsämtern 

ist es in diesem Falle einerseits geluneen, den gr~ßten Teil der bis jetzt 

freigestellten Arbeitskräfte durch vorbereitende Maßnahmen rasc~u vermit­

teln. Dabei werden Schulungsprämien etc. eingesetzt. Andererseits 'konnten 

bereits drei Unternehmen fUr die Schaffung von Dauerarbeitsplätzen im Be­

reich von GrUnbach interessiert.werden.Die.Kontakte mit diesen Firmen 

wurden durch das zuständige Landesarbeitsamt gepflegt. Das Landesarbeitsamt 

berät und unterstUtzt die Firmen in allen mit der Betttebsniederlassung 
. 

zusammenhängenden Fragen. 

Diese Beispiele aus jUnfster Zeit illustrieren die praktische Bedeu­

tung der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Sie s~nd aber nur Beispiele aus einer 

Vielzahl von Maßnahmen und zusammenhäncenden Aktionen. 

Frage 4: Welche Hindernisse stehen einer Realisierung der Anregungen 
des Berichtes entgegen? 

Wenn es notwendig wird, Bestehendes an geänderte Umstände anzupassen, 

braucht das immer Zeit und bedarf der Überwindung von Hindernissen. Dabei 

ist viel Geduld und Bereitschaft zum Suchen nach sachlichen L~sungen er­

forderlich. Es wäre deshalb verständlich, daß eine Verwirklichung der Kon­

sequenzen des Berichtes nur schrittweise vor sich gehen kann. 

Die Widerstände, die meinen BemUhuneen der Realisierunr; dieser Dinge 

entgegengesetzt werden, gehen allerdings weit Uber das verständliche Maß 

hinaus. Meine Vorschläge zum Konzept einer aktiven Arbeitsmarktpolitik, 

die ich dem Ministerrat erstmalig im Sommer 1962 vorgelegt habe, wurden 

ebensowenig angenommen wie die konkret gefaßten EntwUrfe des Arbeitsver­

mittlungsgesetzes und der arbeitsmarktpolitischen Novelle zum Arbeits­

losenversicherungsgesetz oderImeine Vorschläge zur Sicherung einer konti­

nuierlichen Bautätigkeit auch während der Wintermonate durch eine Koordi­

nierung des öffentlichen Baugeschehens. Mit welchem Maß an Unverständnis 
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man zu· rechnen ha t, ,wenn man von interna tionalen . Fachleu ten als notwendig 

anerkannte Neuerungen durchführen will, mag ein Detail zeigen: Die beson­

dere Aufgabe der Arbeitsm::trktverwal tung. würde .es erforderlich machen t daß 

Bedienstete der Arbeitsämter in grHßerem Umfang auc~außerhalb der üblichen 

Amtsstunden den Arbeitsuchenden und den Arbeitgebern zur Verfügung stehe~. 

Die Anerkennung dieser Notwendigkeit zu erreichen, ist bisher nicht gelun­

gen; das Bundesministerium für Finanzen weigert sich, für diese Bediensteten 

die MHglichkeit einer Überstundenentlohnungzu schaffen. 

Trotzdem will ich die Hoffnung nicht aufgeben. Wenn ich die Geschichte 

meiner Vorschläge. zur akti ven~'Al!bei tsmarktpolitik überblicke, so stand am 

Anfang im Jahre 1962 die strikte. Ablehnung .durch die ÖVP-Minister, vor 

allem durch den Bundesminister für Handel und Wiederaufbau. Nach zahllosen 

Verhandlungen und einem runden Dutzend Debatten im Miniserrat hat das Bun­

desministerium für Handel und Wiede~aufbau an meinen Vorschlägen vo viel 

Gefallen gefunden, daß es g@tztselbstmachen will, was es vor drei Jahren 

noch als überflüssig und schädlich. bekämpft hat; meine Vorschläge sind 

jetzt sachlich anerkannt, und es geht im wesentlichen nur noch darum, wer 

für ihre Durchführung zuständig sein soll. Und wenn das dem Weitblick kon­

servativer Politiker auch nicht eben ein gutes Zeugnis ausstellt, so hoffe 

ich unter diesen Umständen dOch,daß sich der neugewählte Nationalrat in 

Kürze mit meinen Vorschlägen beschäftigen kann. 

-.-.-.-.-.-.-
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